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Dienstvereinbarung 
 

nach § 78 NPersVG über das Verfahren zur 
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Dienstvereinbarung nach § 78 NPersVG über das Verfahren zur 

Besetzung von Stellen in Forschungs- und Drittmittelprojekten 

zwischen dem Präsidenten der Hochschule Hannover 
und dem Personalrat der Hochschule Hannover 

Präambel 
Forschungs- und Drittmittelprojekte sind eine wichtige Säule an der Hochschule Hannover. Für Prä-
sidium und Personalrat ist es daher eine elementare Aufgabe die gesetzlichen bzw. tarifvertragli-
chen Regeln im Sinne der Hochschule und ihrer Beschäftigten positiv zu gestalten. Grundlage hier-
für sind insbesondere die im Projekt „HsH, da arbeitet ich gern! Gute Arbeit“, im Zertifikat „Fami-
lienfreundliche Hochschule“ und die im Hochschulentwicklungsvertrag mit dem MWK vereinbarten 
Ziele. 

§ 1 Zielsetzung

Diese Vereinbarung soll, 
1. die notwendigen kurzfristigen Besetzungen in Forschungs- und Drittmittelprojekten ermöglichen,

in dem die Verfahren vereinfacht und beschleunigt werden,
2. durch schnelle Besetzungsverfahren möglichst der gesamte Finanzierungszeitraum auch als Be-

schäftigungszeitraum nutzbar werden,
3. den Beschäftigten durch möglichst lange Befristungszeiträume ein Maximum an Planungssicher-

heit für ihren Beruf und ihre private Lebenssituation (z.B. bei Familie, Kinder, Pflege) gewährt
werden.

§ 2 Geltungsbereich

Diese Dienstvereinbarung gilt ausschließlich 
1. in Forschungs- und Drittmittelprojekten der Hochschule Hannover,

(Bei sonstigen internen wie externen Projekten gilt diese Dienstvereinbarung nicht.)
2. und sofern Beschäftigte mit überwiegend wissenschaftlichen und technischen Aufgaben, so-

weit sie unter das Niedersächsische Personalvertretungsgesetz (NPersVG) fallen betroffen sind.
(Bei der Besetzung von Arbeitsplätzen mit überwiegenden Verwaltungsaufgaben in diesen Pro-
jekten gilt diese Dienstvereinbarung nicht.)

§ 3 Verantwortliche Stelle

(1) Verantwortlich ist das für das Personal verantwortliche Präsidiumsmitglied.
(2) Ihr/ihm obliegt die ordnungsgemäße Durchführung aller Besetzungsverfahren im Rahmen dieser

Dienstvereinbarung.
(3) Die Evaluation dieser Dienstvereinbarung wird von ihr/ihm federführend durchgeführt.
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Dienstvereinbarung nach § 78 NPersVG  
  

für den Einsatz des SAP Systems 
 

zwischen dem Präsidenten der Hochschule Hannover  
und dem Personalrat der Hochschule Hannover 

 

 

Präambel 
(1) Mit der Nutzung des SAP Systems verfolgen Dienststelle und Personalrat insbesondere 

die gemeinsamen Ziele, die Arbeitsbedingungen und die Arbeitsergebnisse zu verbessern 
sowie Funktionalität und Qualität der SAP-gestützten Arbeitsplätze auf die Anforderungen 
anzupassen. Eine wichtige Basis dafür sind eine fachgerechte und transparente Zusam-
menarbeit, vereinbarte und verbindliche Arbeitsabläufe (auch übergreifend zwischen Or-
ganisationseinheiten) sowie eine gemeinsame Datengrundlage (Hier: Stammdaten für 
Rechnungswesen und Personal). 

(2) Dienststelle und Personalrat sind sich darüber einig, dass die durch den Betrieb des SAP 
Systems zu erwartende Effizienzsteigerung nicht zu einer Verdichtung der Arbeit führen 
soll. Sich ergebende Freiräume sollen zum Ausbau der serviceorientierten Verwaltung und 
Verbesserung der Arbeitsergebnisse genutzt werden. 

(3) Mit diesem Dokument wird der Rahmen beschrieben, innerhalb dessen die mit dem Ein-
satz des SAP Systems verbundenen Veränderungen umgesetzt werden. 

 

§ 1 Geltungsbereich 
Die Vereinbarung gilt für alle Beschäftigten der Hochschule Hannover, soweit sie unter das 
NPersVG fallen.  
 

§ 2 Allgemeine Grundsätze 
(1) Mit dem Abschluss der Dienstvereinbarung stimmt der Personalrat dem Betrieb und dem 

Einsatz des SAP Systems unter Berücksichtigung des § 3 zu. 
(2) Die Dienstvereinbarung regelt den Betrieb und den Einsatz des Systems SAP einschließ-

lich der dafür notwendigen Anpassungen bzw. Optimierungen der Aufbau- und Ablaufor-
ganisation sowie die damit in Zusammenhang stehenden und daraus folgenden Maßnah-
men. Diese Vereinbarung gilt auch für Erweiterungen des SAP Systems. 

(3) Infolge der Ausweitung des SAP Systems sind betriebsbedingte Kündigungen und Herab-
gruppierungen bestehender Beschäftigungsverhältnisse ausgeschlossen. Sofern dadurch 
Tätigkeitsmerkmale derart geändert werden, dass Tätigkeiten von Beschäftigten niedriger 
zu bewerten wären, soll das Aufgabengebiet unter Beteiligung des Personalrats so umge-
staltet werden, dass die Gesamtbewertung unverändert bleibt. 
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§ 3 Einsatz von SAP Modulen 
(1) An der Hochschule Hannover befinden sich folgende SAP Module im Einsatz: 

• FI  Finanzwesen 
• FI-AA  Anlagenbuchhaltung 
• PSM  Public Sector Management 
• CO  Controlling 
• FI-TV  Reisemanagement 

 
• HR-PA  Personaladministration 
• HR-OM Organisationsmanagement 
• HR-PT  Zeitwirtschaft 

(2) Mehrere Module können zu einer Modulgruppe zusammengefasst werden. Die fünf erst-
genannten Module gehören zur Modulgruppe SAP Rechnungswesen. Die drei letztge-
nannten Module gehören zur Modulgruppe SAP HR. 
Für jede Modulgruppe gilt ergänzend eine weitere Dienstvereinbarung.  
Dieses sind für die vorstehend genannten Modulgruppen die Dienstvereinbarung 
SAP Rechnungswesen und die Dienstvereinbarung SAP HR. 

(3) Der Einsatz weiterer SAP Module bedarf der Zustimmung des Personalrates.  
 

§ 4 Rechte der Beschäftigten 
(1) Das Recht der Beschäftigten auf informationelle Selbstbestimmung wird strikt gewahrt. Die 

Beschäftigten haben das Recht der jederzeitigen vollständigen Information über alle in Be-
zug auf ihre Person gespeicherten Daten. 

(2) Beschäftigte haben das Recht, eine berechtigte Korrektur von fehlerhaften Einträgen zu 
verlangen. Eine Änderung hat in diesen Fällen unverzüglich zu erfolgen. Hiervon erhält 
die/der Beschäftigte einen Ausdruck. 

(3) Die Daten werden gelöscht, wenn ihre Speicherung nicht mehr erforderlich ist und Rechts-
vorschriften nicht entgegenstehen. Gesetzliche Löschfristen werden eingehalten. 

(4) Alle betroffenen Beschäftigten werden rechtzeitig und umfassend über den Betrieb oder 
gravierende Änderungen des SAP Systems bzw. eines Moduls informiert. 

 

§ 5 Zugriffs- und Berechtigungskonzept 
(1) Ausschließlich Key-User sind berechtigt, Änderungen der Rollen, der Berechtigungen etc. 

zu beantragen. Der Personalrat wird über Änderungen halbjährlich unterrichtet. Änderun-
gen des Fachkonzeptes werden dem Personalrat zur Information vorgelegt. Die Key-User 
veranlassen u.a. die Zuordnung von Benutzern und Berechtigungen.  

(2) Durch die strikte Trennung von Systemprogrammpflege, -betreuung und Anwendungsbe-
treuung wird sichergestellt, dass 
1. die vorhandenen Programme, Auswertungsmöglichkeiten und Zugriffsberechtigungen 

von Anwenderinnen/Anwender sowie Administratorinnen und Administratoren nicht ei-
genständig verändert werden können und 

2. keine neuen Programme, Auswertungsmöglichkeiten und Zugriffsberechtigungen von 
Anwenderinnen/Anwender sowie Administratorinnen und Administratoren eigenständig 
installiert werden können. 

(3) Mitarbeiter/innen, die zur Systembetreuung und Programmpflege Berechtigungen benöti-
gen, werden eigens auf die Verantwortlichkeit zum datenschutzrechtlich korrekten Umgang 
mit den personenbezogenen Daten verpflichtet.  
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(4) Zugriffe auf das System werden protokolliert. Der Zugriff auf diese Protokolle ist gemäß 
Betriebskonzept zum SAP-Einsatz an den niedersächsischen Hochschulen im Rahmen 
des SAP-Referenzmodelles streng reglementiert Die Löschung der Protokolle erfolgt nach 
den gesetzlichen Fristen. Eine Auswertung der Protokolle zum Zweck einer Leistungs- o-
der Verhaltenskontrolle ist nicht zulässig. 

 

§ 6 Qualifizierung 
(1) Die Beschäftigten sollen das SAP System ohne arbeitspsychologische und arbeitsphysio-

logische Belastungen bedienen können. Dazu sind geeignete Qualifizierungsmaßnahmen 
anzubieten. Qualifizierungen sind auch bei Erweiterungen und größeren Änderungen (z.B. 
Updates) des SAP Systems vor der Produktivsetzung durchzuführen. 

(2) Mit Beschäftigten, die einen Arbeitsplatz übernehmen und an dem SAP zum Einsatz 
kommt, sind zeitnah entsprechende Qualifizierungsmaßnahmen durchzuführen. 

(3) Dem Personalrat wird es ermöglicht an allen Qualifizierungsmaßnahmen mit bis zu zwei 
Personen teilzunehmen. Entsprechend ist er über alle geplanten Qualifizierungsmaßnah-
men rechtzeitig zu informieren. 

 

§ 7 Arbeitsschutz und Arbeitsabläufe 
(1) Das SAP System muss den einschlägigen Gesetzen, nachgelagerten Verordnungen und 

den gesicherten arbeitswissenschaftlichen Erkenntnissen entsprechen.  
(2) Im Rahmen der Fürsorge wird auf die relevanten Schutzvorschriften zur Arbeitszeit hinge-

wiesen. 
 
§ 8 Daten- und Persönlichkeitsschutz 
(1) Die Persönlichkeitsrechte der Beschäftigten werden geachtet und geschützt. Dies bedeu-

tet, dass die ausschließlich zweckgebundene Speicherung und Verarbeitung personenbe-
zogener Daten der Beschäftigten im SAP System gesetzlichen, tarifvertraglichen oder 
durch Dienstvereinbarung aufgestellten Regeln folgt. Für in SAP erfasste und verarbeitete 
Daten gilt diese Dienstvereinbarung auch dann, wenn diese Daten durch ein anderes EDV-
System weiterverarbeitet werden. 

(2) Beschäftigte erhalten auf Antrag im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften vollständige 
Informationen aller über sie im SAP System gespeicherten personenbezogenen Daten.  

(3) Werden personenbezogene Daten der Beschäftigten im SAP System verarbeitet, dann 
sind geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um die Daten entsprechend den gesetzlichen 
Anforderungen zu schützen. 

(4) Auf personenbezogene Daten der Beschäftigten darf nur zum Zwecke der rechtmäßigen 
Erfüllung der Aufgaben im Rahmen der eingeräumten Zugriffsrechte zugegriffen werden 
(Berechtigungskonzept). 

(5) Leistungs- und Verhaltenskontrollen mittels des SAP Systems sind bei begründetem Ver-
dacht und nur dann zulässig, wenn sie mit dem Personalrat vereinbart wurden und die 
Betroffenen darüber informiert wurden. Verdachtsbezogene Kontrollen werden dem Per-
sonalrat unverzüglich nach Durchführung angezeigt. 

  

Nr. 09/2017 vom 30.11.2017 Verkündungsblatt der Hochschule Hannover Seite 9 von 23



Nr. 09/2017 vom 30.11.2017 Verkündungsblatt der Hochschule Hannover Seite 10 von 23



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Dienstvereinbarung 
 
 
nach § 78 NPersVG für den Einsatz von  
          SAP HR 
zwischen dem Präsidenten und  
dem Personalrat der Hochschule Hannover 
 
 

 

 

Nr. 09/2017 vom 30.11.2017 Verkündungsblatt der Hochschule Hannover Seite 11 von 23



  
Seite 2 von 3 

DV SAP HR-Stand 11/2017 

 

   

 
 

Dienstvereinbarung nach § 78 NPersVG 
 

für den Einsatz von SAP HR 
 

zwischen dem Präsidenten der Hochschule Hannover 
und dem Personalrat der Hochschule Hannover 

 
 
 
Präambel 
Diese Dienstvereinbarung dient der Konkretisierung und Ergänzung der „Dienstvereinbarung 
für den Einsatz des SAP Systems“. 
 

 

§ 1 Geltungsbereich 
(1) Diese Dienstvereinbarung gilt für den Einsatz von SAP HR und umfasst die in der 

„Dienstvereinbarung für den Einsatz des SAP Systems“ benannte Modulgruppe SAP HR. 
(2) Diese Dienstvereinbarung gilt auch, wenn die in SAP HR erfassten Daten durch andere 

DV-Systeme weiterverarbeitet werden. 
 

§ 2 Datenhaltung, -auswertung und -weitergabe 
(1) Eine Verknüpfung der Daten mit anderen DV-Systemen, ein Datenaustausch bzw. eine 

Datenweitergabe ist grundsätzlich nicht zulässig. Ausgenommen sind die in der Schnitt-
stellenübersicht aufgeführten DV-Systeme und Verfahren. 

(2) Es ist untersagt, Daten aus SAP HR auf Benutzerarbeitsplätzen, insbesondere auf mobilen 
Datenträgern, lokal zu speichern. 

(3) Folgende Angaben dürfen in den SAP HR Modulen nicht verarbeitet werden: 
1. Diagnostische medizinische und psychologische Daten  
2. Leistungs- und Verhaltensdaten  
3. Unterbringung in Anstalten  
4. Straffälligkeit  
5. Ordnungswidrigkeiten schwerwiegender Art  
6. Dienstliche Beurteilung 
7. Schulden  
8. Pfändungen und Konkurse 

(4) Eine Verknüpfung von Daten der Beschäftigten zum Zwecke der Erstellung von Persön-
lichkeitsprofilen ist nicht zulässig.  
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Dienstvereinbarung   

 
 

nach § 78 NPersVG über die Einführung von   
    mobiler Arbeit  
zwischen dem Präsidenten und  
dem Personalrat der Hochschule Hannover  
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Dienstvereinbarung nach § 78 NPersVG  

über die Einführung von mobiler Arbeit 

zwischen dem Präsidenten der Hochschule Hannover  
und dem Personalrat der Hochschule Hannover  

  

 

 

 

Präambel  
Familienfreundliche und bedarfsgerechte Arbeitsbedingungen dienen nicht nur den Beschäf-

tigten, sondern sind auch für die Ziele der Hochschule von Bedeutung. Die Hochschule hat 

ein hohes Interesse daran, besonders qualifiziertes Personal zu gewinnen und zu halten. Fa-

milienfreundliche und bedarfsgerechte Arbeitsbedingungen erhöhen die Arbeitsmotivation, 

steigern die Leistungsbereitschaft und Qualität und reduzieren Fehlzeiten. Gleichzeitig wer-

den die Möglichkeiten zur gesellschaftlichen Teilhabe für Beschäftigte mit Behinderung erwei-

tert. 

  

 
  
 
§ 1 Geltungsbereich  
Diese Dienstvereinbarung gilt für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Hochschule 
Hannover mit Ausnahme der in § 105 Abs. 1 Niedersächsisches Personalvertretungsgesetz 
(NPersVG) aufgeführten Gruppen (insbesondere sind dies Professoren/innen und Lehrbeauf-
tragte).  
  
§ 2 Verantwortliche Stelle  
Verantwortlich für die Einführung und die organisatorische Durchführung dieser Dienstverein-
barung ist die/der hauptberufliche Vizepräsident/-in für Personal und Finanzen.  
  
§ 3 Beantragung / Umfang  
(1) Die Beantragung von mobiler Arbeit erfolgt durch die Beschäftigten über die jeweiligen 

Vorgesetzten mittels eines vom Personaldezernat bereitgestellten Formblatts. Die/der 
Vorgesetzte gibt hierzu, ebenfalls auf dem Formblatt, eine Stellungnahme ab.  
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(2) Nach abschließender Prüfung der Voraussetzungen auf Grundlage der vorliegenden Ar-

beitsplatz-/Dienstpostenbeschreibung (APB/DPB) und der Stellungnahme der/des Vorge-
setzten durch das Personaldezernat erteilt dieses eine Genehmigung zur Teilnahme an 
mobiler Arbeit, versagt die Teilnahme an mobiler Arbeit oder legt eine geringere Ober-
grenze bezüglich des zeitlichen Umfanges fest. Die Belange von Beschäftigten mit dem 
Status der Schwerbehinderung sind dabei besonders zu beachten, um Belastungen ab-
zumildern oder besondere Umstände zu berücksichtigen.  

(3) Der Personalrat und wenn notwendig die Schwerbehindertenvertretung werden über die 
Entscheidung informiert.  

(4) Die Ablehnung, Änderung oder Widerrufung des Antrags oder einer bereits erfolgten Ge-
nehmigung bedarf der Zustimmung des Personalrats.  

(5) Der zeitliche Rahmen beträgt maximal 50% der jeweils geltenden regelmäßigen individu-
ellen wöchentlichen Arbeitszeit oder 50 Kalendertage pro Semester. Die Genehmigung 
von mobiler Arbeit erfolgt unter Nennung der sich gemäß APB/DPB ergebenden und als 
für mobile Arbeit tauglich angesehenen Aufgaben.  

  
§ 4 Voraussetzung für die Teilnahme an der mobilen Arbeit  
(1) Die Teilnahme an der mobilen Arbeit ist freiwillig. Die Initiative zu ihrer Beantragung geht 

ausschließlich von der/dem Beschäftigten aus. Sie kann nicht angeordnet werden. Ein 
Rechtsanspruch oder eine Verpflichtung zur Teilnahme an der mobilen Arbeit besteht 
nicht.  

(2) Bei der Nutzung der mobilen Arbeit obliegt es der Verantwortung der/des jeweiligen Vor-
gesetzten, die Dienstleistungsfähigkeit der Organisationseinheit zu gewährleisten. Dazu 
ist insbesondere zwischen diesen Beschäftigten und dem/der Vorgesetzten ein Verfahren 
der Erreichbarkeit abzustimmen und die funktionale bzw. soziale Bindung zu Arbeitsplatz 
und Team sicherzustellen.  

  
§ 5 Arbeitszeit / Arbeitsdokumentation  
Es gelten die Regelungen der Dienstvereinbarung zur Arbeitszeit. Mobile Arbeit ist nur inner-
halb des dort festgelegten Arbeitszeitrahmens sowie der angegebenen Höchstarbeitszeit 
möglich. 
 
§ 6 Konfliktlösung, Arbeitszeitausschuss  
(1) Sofern sich aus dieser Dienstvereinbarung Konflikte zwischen der/dem Vorgesetzten und 

der/dem Beschäftigten ergeben, soll zunächst versucht werden, das Problem im Gespräch 
dieser unmittelbar Beteiligten zu lösen. Falls hierbei keine einvernehmliche Lösung erzielt 
wird, steht es beiden Seiten offen, den Arbeitszeitausschuss anzurufen.  

(2) In den Arbeitszeitausschuss entsenden die Dienststelle sowie der Personalrat jeweils zwei 
stimmberechtigte Mitglieder und benennen für diese jeweils eine/einen Vertrete-
rin/Vertreter. Beratend nehmen teil: Vertrauensperson der Schwerbehinderten und zent-
rale Gleichstellungsbeauftragte. Auf die personelle Kontinuität ist besonders Wert zu le-
gen. Darüber hinaus hat der Ausschuss jederzeit und nach eigenem Ermessen die Mög-
lichkeit, weitere Personen, die zur Klärung des Sachverhaltes beitragen können, hinzuzu-
ziehen.  
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(3) Der Ausschuss wird nur auf Anruf tätig. Er muss spätestens zwei Wochen nach Anruf 

zusammentreten. Die Koordination und Betreuung des Arbeitszeitausschusses erfolgt 
durch die Dienststelle. 

(4) Der Ausschuss erarbeitet eine Lösung, die einstimmig gefasst wird und für die Parteien 
bindend ist. Er hat das Recht, die Einhaltung dieser Lösung zu überwachen. 

(5) Sonstige rechtliche und vertraglich vereinbarte Möglichkeiten zur Beschwerde und die 
Rechte der Interessenvertretungen bestehen unbeschadet dieser Regelungen fort. 

 
§ 7 Bereitstellung von Arbeitsmaterial 
(1) Die Dienststelle strebt an, für jede/n mobil Arbeitende/n ein Notebook mit Anschluss an 

das Hochschulnetzwerk über W-LAN zur Verfügung zu stellen. Der Support zu Konfigura-
tion, Konnektivität und Passfähigkeit der jeweiligen hochschulfremden W-LAN-Verbindung 
ist hiervon ausgeschlossen. 

(2) Hinsichtlich der Sicherheitsanforderungen erfolgt eine gesonderte Einweisung aller mobil 
Beschäftigten bei Übergabe des Notebooks durch die Hochschule. 

(3) Aufgrund der Art der Tätigkeiten berechtigt die Teilnahme an mobiler Arbeit nicht dazu, 
diesen Arbeitsplatz als Heimarbeitsplatz steuerrechtlich geltend zu machen.  

  
§ 8 Unfall- und Arbeitsschutz   
Der Unfallversicherungsschutz richtet sich nach den gesetzlichen Bestimmungen. Rechts-
grundlage ist das Siebte Sozialgesetzbuch (SGB VII). Die Beschäftigten sind selbstständig 
dafür verantwortlich, dass die private und dienstliche Sphäre hinreichend getrennt sind und 
die allgemeinen Anforderungen hinsichtlich Arbeitsschutz, Unfallverhütung, Sicherheit und Er-
gonomie beachtet werden. Eine Vor-Ort-Kontrolle durch die Hochschule findet nicht statt.  
  
§ 9 Datenschutz und Datensicherheit 
(1) Im Rahmen von mobiler Arbeit sind die Bestimmungen des Landesdatenschutzgesetzes 

sowie sonstiger Vorschriften und Gesetze über den Datenschutz und die Datensicherheit 
einzuhalten. Voraussetzung für die Teilnahme an mobiler Arbeit ist ferner das Vorliegen 
von Verfahrensbeschreibungen, sofern einzelne Aufgaben die Verarbeitung personenbe-
zogener Daten beinhalten. 

(2) Dienstliche Akten, Unterlagen und Datenträger sind von der/dem Bediensteten so zu 
schützen, dass Unbefugte weder Einsicht noch Zugriff nehmen können, z.B. durch ver-
schlossene Koffer oder Schränke. 

 
§ 10 Haftung 
Die Haftung richtet sich nach den jeweils geltenden gesetzlichen und tarifvertraglichen Rege-
lungen. Die Beschäftigten haften daher in der Regel für die Beschädigung bzw. den Verlust 
von überlassenen Arbeits- und Verbrauchsmitteln nur, wenn diese vorsätzlich oder grob fahr-
lässig verursacht wurden. Die datenschutzrechtlichen Regelungen unter § 8 sind zwingend zu 
beachten. 
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Ordnung über den Zugang und die Zulassung 
für den weiterbildenden Master-Studiengang  

„Therapeutische Arbeit mit Kindern und Jugendlichen“ 
an der Fakultät V - Diakonie, Gesundheit und Soziales – 

der Hochschule Hannover 
 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

(1) Diese Ordnung regelt den Zugang und die Zulassung zum weiterbildenden Master-
Studiengang Therapeutische Arbeit mit Kindern und Jugendlichen (MTA). 

(2) Die Zugangsvoraussetzungen sind gem. § 2 geregelt. 

(3) Erfüllen mehr Bewerberinnen und Bewerber die Zugangsvoraussetzungen als Plätze zur 
Verfügung stehen, werden die Studienplätze nach dem Ergebnis eines hochschuleigenen 
Auswahlverfahrens gem. § 4 vergeben.  

 
§ 2 

Zugangsvoraussetzungen 
(1) Als Zugangsqualifikation wird einer der in § 5 des Gesetzes über die Berufe des 

Psychologischen Psychotherapeuten und des Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten 
(PsychThG) genannten Abschlüsse vorausgesetzt. Dies sind: 

a) Diplom- oder Masterabschluss im Studiengang Psychologie an einer Universität oder 

b) gleichgestellten Hochschule, soweit das Fach Klinische Psychologie eingeschlossen ist; 

c) Diplom-, Bachelor oder Masterabschluss in den Studienfächern Pädagogik, 
Sonderpädagogik, Heilpädagogik oder Sozialarbeit /Sozialpädagogik, 
Religionspädagogik; 

d) ein abgeschlossenes Studium der Medizin; 

e) erstes Staatsexamen bzw. erste Staatsprüfung für ein Lehramt, wobei differenziert nach 
Lehramtstypen noch verschiedene zusätzliche Anforderungen, besonders an den 
erziehungswissenschaftlichen Anteil des Studiums und an die Fachrichtung bestehen; 

f)      ein dem Fachhochschulabschluss Diplom Sozialpädagogik / Sozialarbeit oder Bachelor 
Soziale Arbeit gleichgestellter Abschluss; 

g) ein in einem anderen Staat erworbener Hochschulabschluss, der den genannten 
Studienabschlüssen (a-e) gleichwertig ist. Die Gleichwertigkeit wird nach Maßgabe der 
Bewertungsvorschläge der Zentralstelle für ausländische Bildungswesen beim 
Sekretariat der Kultusministerkonferenz (www.anabin.kmk.org) festgestellt. 
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(2) Weiterhin wird eine wenigstens einjährige qualifizierte berufspraktische Tätigkeit in der Arbeit 
mit Kindern und Jugendlichen vorausgesetzt.  

(3) Abweichend von Absatz 1 sind Bewerberinnen und Bewerber vorläufig zugangsberechtigt, 
deren Bachelorabschluss oder ein diesem gleichwertiger Abschluss zum 
Bewerbungszeitpunkt noch nicht vorliegt, wenn mindestens 150 Leistungspunkte im Falle 
eines Studiengangs mit Gesamtleistungspunktzahl 180 bzw. mindestens 180 
Leistungspunkte im Falle eines Studiengangs mit Gesamtleistungspunktzahl 210 erbracht 
wurden und zu erwarten ist, dass der Bachelorabschluss oder ein diesem gleichwertiger 
Abschluss spätestens bis zum Ende des ersten Semester des Masterstudienganges erlangt 
wird. Aus den bisherigen Prüfungsleistungen ist eine Durchschnittsnote zu ermitteln, die im 
Auswahlverfahren nach § 4 berücksichtigt wird, unabhängig davon, ob das Ergebnis der 
Bachelorprüfung hiervon abweicht. 

(4) Bei Bewerberinnen / Bewerbern, die weder eine deutsche Hochschulzugangsberechtigung 
aufweisen noch Ihren Bachelor-Abschluss an einer deutschen Hochschule erworben haben, 
erfolgt der Nachweis ausreichender Kenntnisse in der deutschen Sprache nach Maßgabe 
der Richtlinien der Hochschule Hannover (u.a. Deutsche Sprache für den Hochschulzugang 
– DSH 2 – oder Test Deutsch als Fremdsprache TestDaf Niveaustufe 4) in der jeweils 
gültigen Fassung. Näheres regelt die jeweils aktuelle Rahmenordnung der 
Kultusministerkonferenz über Deutsche Sprachprüfungen für das Studium an deutschen 
Hochschulen (RO-DT). 

 
§ 3 

Studienbeginn und Bewerbungsfrist 
(1) Der Master-Studiengang Therapeutische Arbeit mit Kindern und Jugendlichen beginnt 

jeweils alle zwei Jahre zum Wintersemester. Die Bewerbung muss mit den gemäß Absatz 2 
erforderlichen Bewerbungsunterlagen bis zum 15.Januar im Jahr des Studienbeginns für das 
Wintersemester über das Online-Portal der Hochschule eingegangen sein. Die 
einzureichenden Unterlagen sind an die Hochschule zu richten. Die Hochschule ist nicht 
verpflichtet, die Angaben der Bewerberinnen und Bewerber von Amts wegen zu überprüfen. 
Die Bewerbung gilt nur für die Vergabe der Studienplätze des betreffenden 
Bewerbungstermins. 

(2) Der Bewerbung sind - bei Zeugnissen und Nachweisen in Kopie - folgende Unterlagen 
beizufügen:  

a) das entsprechende Abschlusszeugnis eines Diplom-, Bachelor- oder Masterabschlusses 
gem. § 2 Abs. 1. dieser Ordnung, 

b) Lebenslauf, 

c) Nachweise über berufliche Erfahrungen, 

d) ggf. der Nachweis über die erfolgreiche Teilnahme an einem früheren Auswahlgespräch. 

(3) Bewerbungen, die nicht vollständig, form- oder fristgerecht eingehen, sind vom weiteren 
Verfahren ausgeschlossen. Die eingereichten Unterlagen verbleiben bei der Hochschule. 
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§ 4 
Auswahl- und Zulassungsverfahren 

(1) Ist die Zahl der Bewerberinnen und Bewerber größer als die Anzahl der verfügbaren 
Studienplätze, erfolgt die Vergabe aufgrund eines hochschuleigenen Auswahlverfahrens 
(Abs. 2 bis 6) 

(2) Im hochschuleigenen Auswahlverfahren werden Erfolg und Dauer einer fachlich 
einschlägigen beruflichen Tätigkeit im Rahmen eines Auswahlgespräches überprüft. Im 
Rahmen des Auswahlgespräches wird die Persönlichkeitsreife, Kontakt- und 
Beziehungsfähigkeit und die Befähigung zu empathischem Verstehen und respektvollem 
Umgang mit Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen bewertet. 

(3)  Die Einzelinterviews dauern jeweils 50 Minuten und sind durch zwei verschiedenen 
Dozentinnen oder Dozenten des Studienganges zu führen. Die Interviewerin oder der 
Interviewer wird vom Auswahlausschuss bestimmt und muss über eine abgeschlossene 
tiefenpsychologische oder psychoanalytische Ausbildung verfügen. 

(4)  Folgende Parameter werden mit jeweils gleicher Gewichtung überprüft: 

– Fähigkeit zur Selbstreflexion und Introspektion, auch bezogen auf eigene Motive für das 
Studium und die Berufswahl, 

– Kontakt- und Beziehungsfähigkeit, wie sie sich auch in der Gesprächsbeziehung zeigt 

– Fähigkeit zur selbstreflexiven Distanzierung und Realitätsüberprüfung, 

– Mentalisierungs- und Empathiefähigkeit 

– Fähigkeit zum Verstehen geschilderter psychischer Zusammenhänge sowie zur 
Entwicklung von Vorstellungen über unbewusste Motivationen 

– Fähigkeit zur Einfühlung in Motive und Konfliktlagen auch bei problematischen 
Verhaltensweisen bei Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen. 

(5) Über die Interviews werden Ergebnisprotokolle angefertigt, in welchen die Bewerberinnen 
und Bewerber hinsichtlich der genannten Fähigkeiten auf einer Skala von 1,0 (sehr gut) bis 
4,0 (ausreichend) bewertet werden. Die Differenzierung nach 1/10-Schritten (z.B. 1,1) ist 
zulässig. 

(6) Im Anschluss wird das Ergebnis der Interviews nach Abs. 5 mit der Note der 
Zugangsberechtigung nach § 2 Abs. 1 bzw. Abs. 3 (ggf. auf eine Nachkommastelle 
gerundet) mit einem Anteil von jeweils 50% gemittelt (Summe der Zugangsnote und der Note 
des Auswahlgesprächs/2) und anhand dieses Ergebnisses eine Rangliste erstellt. Bei 
gleicher Note entscheidet das Los. 

 

Nr. 09/2017 vom 30.11.2017 Verkündungsblatt der Hochschule Hannover Seite 21 von 23



Dezernat III / ZO MTA / 27.11..2017  Seite 4 von 5 
 

§ 5 
Auswahlausschuss 

(1) Für die Durchführung der Auswahlgespräche bildet die Fakultät V - Diakonie, Gesundheit 
und Soziales einen Auswahlausschuss. 

(2) Dem Auswahlausschuss gehören folgende stimmberechtigte Mitglieder an:  

a) Der / die für die wissenschaftliche Leitung des Studienganges zuständige Professor/-in.  

b) Der / die Studienleiter/-in des Winnicott Instituts.  

c) Drei gewählte Dozentinnen und Dozenten des Studienganges mit einer 

abgeschlossenen Psychotherapie-Ausbildung. 

d) Zwei gewählte Studierende des Studienganges.  

Die Amtszeit der gewählten Mitglieder beträgt zwei Jahre, die der studentischen Mitglieder 
ein Jahr. Eine Wiederbestellung ist möglich. Der Auswahlausschuss ist beschlussfähig, wenn 
mindestens drei stimmberechtigte Mitglieder anwesend sind.  

(3) Der Auswahlausschuss prüft die eingehenden Anträge sowohl hinsichtlich der 
Zugangsvoraussetzungen nach § 2, sofern ein Auswahlverfahren nach § 4 stattfindet auch 
hinsichtlich der Zulassungsvoraussetzungen.  

 
§ 6 

Bescheiderteilung, Nachrückverfahren, Abschluss der Verfahren 
(1) Bewerberinnen und Bewerber, die zugelassen werden können, erhalten von der Hochschule 

einen schriftlichen Zulassungsbescheid. In diesem wird eine Frist festgelegt, innerhalb derer 
die Bewerberin oder der Bewerber schriftlich zu erklären hat, ob sie oder er den Studienplatz 
annimmt. Liegt diese Erklärung nicht frist- und formgerecht vor, wird der Zulassungsbescheid 
unwirksam. Auf diese Rechtsfolge ist im Zulassungsbescheid hinzuweisen.  

(2) Bewerberinnen und Bewerber, die nicht zugelassen werden können, erhalten von der 
Hochschule einen Ablehnungsbescheid. Der Ablehnungsbescheid ist mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Bei Bewerberinnen und Bewerbern, die die 
Zugangsvoraussetzungen erfüllen, erhält der Bescheid zugleich die Aufforderung, innerhalb 
einer bestimmten Frist schriftlich zu erklären, ob der Zulassungsantrag für ein 
Nachrückverfahren aufrechterhalten wird. Legt die Bewerberin oder der Bewerber diese 
Erklärung nicht frist- oder formgerecht vor, so ist sie oder er vom Nachrückverfahren 
ausgeschlossen. Auf diese Rechtsfolge ist im Bescheid hinzuweisen. 

(3) Das Nachrückverfahren wird anhand der Rangliste gemäß § 4 dieser Ordnung durchgeführt. 

(4) Die Zulassungsverfahren werden spätestens zwei Wochen nach dem offiziellen allgemeinen 
Vorlesungsbeginn abgeschlossen. Danach noch verfügbare Studienplätze werden auf 
formlosen Antrag durch Los vergeben. Der Bewerbungszeitraum hierfür beginnt zwei 
Wochen vor dem Vorlesungsbeginn und endet mit dem Abschluss des Verfahrens.  
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§ 7 
Inkrafttreten 

Die geänderte Ordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Verkündungsblatt der 
Hochschule Hannover in Kraft. 
 

***** 
 

Genehmigung Präsidium:  15.11.2010 
Genehmigung MWK: 16.12.2010 
Verkündungsblatt Nr. 01/2011 vom 25.11.2011 
 
1.Änderung 
Beschluss Fakultätsrat: 28.04.2015 
Genehmigung Präsidium:  15.06.2015 
Genehmigung MWK: 08.07.2015 
Verkündungsblatt Nr.: 10/2015 vom 31.08.2015  
 
2.Änderung 
Beschluss Fakultätsrat: 10.01.2017 
Genehmigung Präsidium:  09.10.2017 
Genehmigung MWK: 17.11.2017 
Verkündungsblatt Nr.: 09/2017 vom 30.11.2017  
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